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Beschluss
des Bundesrates

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates mit Vorschriften für die Unterstützung der von den 
Mitgliedstaaten im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik zu 
erstellenden und durch den Europäischen Garantiefonds für die 
Landwirtschaft (EGFL) und den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER) zu finanzierenden Strategiepläne (GAP-Strategiepläne) 
und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

COM(2018) 392 final; Ratsdok. 9645/18

Drucksache: 246/18 und zu 246/18

in Verbindung mit

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Finanzierung, Verwaltung und Überwachung 
der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verord-
nung (EU) Nr. 1306/2013 

COM(2018) 393 final; Ratsdok. 9634/18 

Drucksache: 247/18 und zu 247/18 

in Verbindung mit
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Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1308/2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse, (EU) Nr. 1151/2012 über Qualitätsregelungen für 
Agrarerzeugnisse und Lebensmittel, (EU) Nr. 251/2014 über die 
Begriffsbestimmung, Beschreibung, Aufmachung und Etikettie-
rung von aromatisierten Weinerzeugnissen sowie den Schutz 
geografischer Angaben für aromatisierte Weinerzeugnisse, (EU) 
Nr. 228/2013 über Sondermaßnahmen im Bereich der Landwirt-
schaft zugunsten der Regionen in äußerster Randlage der Union 
und (EU) Nr. 229/2013 über Sondermaßnahmen im Bereich der 
Landwirtschaft zugunsten der kleineren Inseln des Ägäischen 
Meeres

COM(2018) 394 final/2; Ratsdok. 9556/1/18

Drucksache: 248/18 und zu 248/18

Der Bundesrat hat in seiner 971. Sitzung am 19. Oktober 2018 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

Zu den Vorlagen insgesamt

1. Der Bundesrat nimmt die Vorschläge der Kommission für die zukünftige Ge-

staltung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) und für die Finanzierung, Ver-

waltung und Überwachung der GAP zur Kenntnis.

2. Er stellt fest, dass die Kommission mit ihrem Vorschlag für den Mehrjährigen 

Finanzrahmen (MFR) für die Jahre 2021 bis 2027 sowie den Legislativvor-

schlägen vom 1. Juni 2018 die GAP nach 2020 neu ausrichten will. Er unter-

stützt daher das Bestreben der Kommission, Leistungen der Landwirtschaft für 

den Umwelt- und Klimaschutz stärker zu fördern. Die Vorschläge bilden einen 

Ansatz, mit dem die gemeinsamen europäischen Ziele effizienter verfolgt, die 

Herausforderungen der Landwirtschaft sowie der ländlichen Entwicklung nach-

haltig angegangen werden und gleichzeitig grundlegende Vereinfachungen bei 

der Programmierung, Verwaltung und Kontrolle der Agrarfonds erreicht wer-

den sollen.
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3. Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich den von der Kommission eingeleiteten 

Paradigmenwechsel hin zu einer zielorientierten GAP mit größeren Gestal-

tungsspielräumen für die Mitgliedstaaten.

4. Er bekräftigt die in seiner Stellungnahme vom 6. Juli 2018 zum Ausdruck ge-

brachte Auffassung, dass eine intakte Umwelt, saubere Böden und Gewässer, 

der Schutz der Biodiversität und des Tierwohls sowie eine gute Luftqualität als 

Richtschnur bei der Agrarpolitik anzuwenden sind (vergleiche BR-Drucksache 

166/18 (Beschluss), Ziffer 114).

5. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass die vielfältigen Leistungen des europäi-

schen Agrarmodells einer multifunktionalen Landwirtschaft keine Selbstver-

ständlichkeiten sind. Die GAP muss deshalb auch künftig einen wesentlichen 

Beitrag zur Stabilisierung der landwirtschaftlichen Unternehmen leisten.

Finanzierung

6. Der Bundesrat begrüßt die stärkere Zielorientierung der GAP auf die Entwick-

lung ländlicher Räume, den Umwelt- und Klimaschutz und gesunde Ernährung 

bei gleichzeitiger Einkommenssicherung sowie die Absicht der Kommission, 

den MFR der EU ab 2021 einschließlich seiner Sektorverordnungen stärker auf 

Nachhaltigkeit auszurichten.

7. Er bekräftigt seine Kritik an der geplanten unverhältnismäßigen Kürzung der 

2. Säule der GAP (BR-Drucksache 166/18 (Beschluss)). 

Es darf jedoch kein Missverhältnis zwischen den ambitionierteren Zielen und 

dem Mittelvolumen der GAP entstehen. Vor diesem Hintergrund ist die von der 

Kommission vorgeschlagene überdurchschnittliche Kürzung in der 2. Säule der 

GAP abzulehnen, ebenso wie die Kürzung der ernährungsbezogenen Program-

me (Schulprogramm). Die finanzielle Flexibilität zwischen den Säulen ist zu 

wahren und die Tierwohlförderung in der 2. Säule ausreichend zu dotieren. 

Der Bundesrat fordert daher eine finanzielle Ausstattung der GAP auf dem bis-

herigen Niveau.

8. Der Bundesrat befürchtet, dass für Deutschland spürbare Mittelrückgänge in 

beiden Säulen der GAP zu erwarten sind. Er gibt zu bedenken, dass die Länder 

insbesondere die wegfallenden ELER-Mittel nicht kompensieren können. 
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9. Die Bundesregierung wird daher gebeten, dafür Sorge zu tragen, dass es bei der 

Ausgestaltung der zukünftigen EU-Finanzen und der GAP nicht zu finanziellen 

Verschiebungen zu Lasten der Länderhaushalte kommt. Dies betrifft neben der 

Mittelausstattung vor allem auch Auswirkungen von veränderten nationalen 

Kofinanzierungssätzen.

10. Der Bundesrat sieht zudem die Notwendigkeit, die ELER-Beteiligung nicht nur 

auf der Grundlage der förderfähigen öffentlichen Ausgaben, sondern auch auf 

Grundlage der förderfähigen Gesamtausgaben zu berechnen, mithin in der Ver-

ordnung die Erbringung des nationalen Anteils wie bei den EU-Strukturfonds 

durch private Mittel zuzulassen.

11. Im Hinblick auf den Naturschutz im Offenland weist der Bundesrat darauf hin, 

dass derzeit dessen Finanzierung weit überwiegend aus EU-Mitteln und hier 

insbesondere aus dem ELER, der 2. Säule der GAP, erfolgt. Er teilt die Feststel-

lung der Bundesregierung, dass es ein bundesweites Finanzierungsdefizit des 

Naturschutzes gibt. Der Bedarf übertrifft die bisher verfügbaren Mittel mindes-

tens um den Faktor drei. 

12. Der Bundesrat begrüßt, dass sich die Bundesregierung bei den Verhandlungen 

auf EU-Ebene zum MFR für eine Verbesserung der EU-Naturschutzfinan-

zierung einsetzen will. Bereits jetzt stehen für die kooperative Umsetzung der 

EU-Umweltvorgaben nicht die erforderlichen finanziellen Mittel zur Verfü-

gung. Leistungen der Land- und Forstwirtschaft im Umwelt- und Naturschutz 

können auf diese Weise nicht ausreichend honoriert werden. Der Bundesrat ist 

insbesondere der Auffassung, dass die Finanzierung von Maßnahmen für die 

Umsetzung von Natura 2000 in der 2. Säule der GAP spürbar verbessert werden 

muss.

13. Er weist darauf hin, dass die zusätzlichen Anforderungen, wie zum Beispiel 

eine ehrgeizige Konditionalität, ein „Eco-Scheme“ sowie Agrarumwelt- und 

Klimamaßnahmen, die in den Vorschlägen der Kommission an die Landwirt-

schaft aufgestellt werden, im Widerspruch zu den geplanten Kürzungen im 

GAP-Budget stehen. Die neuen Anforderungen können nur dann wirksam ver-

wirklicht werden, wenn die Mittel in der 1. und 2. Säule auf bisherigem Niveau 

beibehalten werden. Hinsichtlich der Finanzierung der GAP verweist der Bun-

desrat erneut auf seine Stellungnahme vom 6. Juli 2018, in der insbesondere die 

überproportionalen Kürzungen in der 2. Säule kritisiert werden.
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14. Für den Fall einer Kürzung der GAP-Mittel in der 2. Säule und/oder erhöhter 

nationaler Kofinanzierungssätze wird die Bundesregierung aufgefordert, einen 

entsprechenden finanziellen Ausgleich im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 

Verbesserung der Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) aus Bundesmitteln 

bereitzustellen und eine stärkere Verknüpfung der GAK mit dem ELER zu er-

möglichen.

Direktzahlungen

15. Der Bundesrat steht der weiteren Angleichung der Direktzahlungen zwischen 

den Mitgliedstaaten sowohl wegen der vorgeschlagenen Mittelkürzungen für 

die deutsche Landwirtschaft als auch mit Blick auf die deutsche Nettozahlerpo-

sition äußerst kritisch gegenüber.

16. Bei der Umsetzung des Ziels, die Verteilung der Direktzahlungen an Landwir-

tinnen und Landwirte ausgewogener zu gestalten, benötigen die Mitgliedstaaten 

einen angemessenen Spielraum, um die agrarstrukturelle Vielfalt und Beschäf-

tigungsverhältnisse im ländlichen Raum genügend berücksichtigen zu können. 

Der Mittelplafond und die Entscheidung zu Degression oder Umverteilung von 

Direktzahlungen aufgrund der Obergrenzen müssen in den Mitgliedstaaten be-

ziehungsweise Regionen verbleiben. 

Die Regelungen zur Degression und Kappung einschließlich der Berücksichti-

gung der Arbeitskräfte müssen fakultativ für die Mitgliedstaaten sein. Das bis-

herige Instrument der Förderung der ersten Hektare unterstützt kleine und mitt-

lere Betriebe. Derartige Regelungen sollen nicht zu einer unverhältnismäßigen 

Umverteilung zwischen den Ländern führen.

17. Der Bundesrat lehnt EU-weite Vorgaben für verbindliche Obergrenzen pro Be-

trieb ab. In diesem Zusammenhang verweist er auf die beihilferechtlichen Rege-

lungen, welche mit etwaigen Kofinanzierungen oder nationalen Ausgleichspro-

grammen anzuwenden sind und in der Folge insgesamt hohe wirtschaftliche 

Benachteiligungen auch aufgrund heterogener Betriebsstrukturen zur Folge hät-

ten. 

Umwelt-, Natur- und Klimaschutz

18. Der Bundesrat spricht sich für eine starke 1. Säule der GAP aus, mit der die 

Einkommensunterstützung und ein zielgerichteter und ambitionierterer Beitrag 

zur Stärkung der biologischen Vielfalt und zum Klima- und Ressourcenschutz
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erreicht werden können. Dabei sind anspruchsvolle Leitplanken auf europäi-

scher Ebene erforderlich, um einen Wettbewerb um die niedrigsten Umwelt-

standards zu verhindern.  

Die Anwendung und Ausgestaltung der verpflichtenden Klima- und Umwelt-

regelungen der 1. Säule müssen im Zusammenhang mit der Gestaltung der Re-

gelungen zur erweiterten Konditionalität sowie den Agrarumwelt- und Klima-

maßnahmen erfolgen. 

Letzteres gilt auch für eine damit verbundene eventuelle Umschichtung von 

Mitteln der Direktzahlungen in die 2. Säule, um Ziele des Tierwohls, Umwelt-, 

Natur- und Klimaschutzes zu erreichen. Landwirtinnen und Landwirte brauchen 

höhere Anreize, um mehr freiwillige Leistungen zu erbringen.

19. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass die von der Kommission gesetzten Ziele 

hinsichtlich des Schutzes der Biodiversität, der Verbesserung von Ökosystem-

leistungen und der Erhaltung von Lebensräumen und Landschaften sich nicht 

erreichen lassen, wenn keine entsprechenden Anreize für Landwirtinnen und 

Landwirte zur Umsetzung der Maßnahmen geschaffen werden. 

20. Eine Kappung oder Degression bei Zahlungen für Umwelt-, Naturschutz-, Tier-

schutz- und Klimaschutzleistungen der Antragstellenden ist kontraproduktiv. 

Der Bundesrat sieht es als erforderlich an, die Öko-Regelungen, die für die bio-

logische Vielfalt eingesetzte gekoppelte Prämie sowie die Prämie für kleine 

Bewirtschaftungsschläge von der Kappung und Degression auszunehmen.

21. Der Bundesrat unterstützt die Zielsetzung der Kommission, kleinere und mittle-

re Betriebe zu stärken und damit eine vielfältige Agrarstruktur zu ermöglichen. 

Er bittet die Bundesregierung, in den weiteren Verhandlungen darauf hinzuwir-

ken, dass dies in der konkreten Ausgestaltung auch mit einem erkennbaren öko-

logischen Mehrwert einhergeht.

22. Der Bundesrat sieht die im vorgelegten Verordnungsvorschlag zum Strategie-

plan der GAP enthaltenen Interventionstypen Konditionalität, Öko-Regelungen 

sowie Agrarumwelt- und Klimaförderung als besonders geeignet an, den Bei-

trag für die Umwelt, das Klima und die biologische Vielfalt der GAP zu erhö-

hen. Diese Interventionen sind zielgerichtet auszugestalten und zu kombinieren, 

um die Landwirtschaft umwelt-, klima-, tier- und naturverträglich zu gestalten. 

Nur so ist das Ziel einer uneingeschränkt nachhaltigen Landwirtschaft zu errei-

chen.
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23. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, sich im folgenden Sinne auf EU-

Ebene für eine klarstellende Begriffsdefinition „landwirtschaftliche Fläche“ und 

„Dauergrünland“ einzusetzen: In die Definition von Dauergrünland sind auch 

Bäume und Sträucher einzubeziehen, soweit dies fachlich geboten ist. In Wei-

degebieten müssen auch die Areale, auf denen Grünfutterpflanzen nicht vor-

handen sind, sowie wiedervernässte landwirtschaftliche Flächen, die mittels 

Paludikulturen genutzt werden, Bestandteile der förderfähigen Hektarfläche 

sein. Insbesondere sollten extensiv genutzte Flächen wie Almweiden, Schafhu-

tungen und Streuwiesen in vollem Umfang, ohne bürokratische Hürden und oh-

ne Abzüge, im Rahmen der 1. und 2. Säule der GAP förderfähig sein, da diese 

Flächen erheblich zum Erhalt der Biodiversität beitragen. 

24. Der Bundesrat unterstützt das Ansinnen der Kommission, auch mit den Direkt-

zahlungen vermehrt Biodiversitäts-, Umwelt- und Klimaschutzziele zu verfol-

gen. Er sieht es daher als erforderlich an, dass in beiden Säulen der GAP Um-

welt- und Klimaleistungen erbracht werden, und begrüßt vor diesem Hinter-

grund die vorgeschlagene Öko-Regelung in der 1. Säule der GAP.

25. Aufgrund von Wettbewerbsnachteilen droht die Landbewirtschaftung in er-

tragsschwachen Gebieten wegzubrechen. Damit entfiele auch die Pflege der 

Kulturlandschaft zur Aufrechterhaltung der dortigen Biodiversität. Daher ist die 

Sicherung der Landwirtschaft in benachteiligten Gebieten als öffentliche Leis-

tung aufrechtzuerhalten. 

26. Der Bundesrat sieht bei den Öko-Regelungen sowie bei den Agrarumwelt- und 

Klimaförderungen Anreizkomponenten als zwingend erforderlich an, um zu-

sätzliche betriebliche Aufwendungen für die Erbringung dieser öffentlichen 

Leistungen auszugleichen. 

27. Er begrüßt die vorgesehene Möglichkeit der gekoppelten Prämien und bittet die 

Bundesregierung, sich für die Beibehaltung einzusetzen, um in der kommenden 

Förderperiode gesellschaftlich erwünschte und naturschutzfachlich bedeutsame 

extensive Beweidungsformen (zum Beispiel die Beweidung mit Schafen und 

Ziegen) gezielt fördern zu können.

28. Der Bundesrat sieht die durch die Rückkehr der großen Beutegreifer verursach-

ten Probleme, insbesondere bei der Weidetierhaltung. Er sieht es daher als er-

forderlich an, in der GAP umfassend Präventionsmaßnahmen und Ausgleichs-
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zahlungen bei Schäden durch EU-rechtlich geschützte Tierarten in einem ge-

zielten und schlanken Verfahren zu ermöglichen.

Entwicklung, Umsetzung und Kontrolle von Maßnahmen

29. Innerhalb von EU-einheitlichen Leitplanken muss die GAP den Mitgliedstaaten 

und Regionen mehr Flexibilität als bisher bei der Entwicklung, Umsetzung und 

Kontrolle von Maßnahmen geben. Anspruchsvolle Förderziele können nur mit 

regionalen Gestaltungsspielräumen erreicht werden. Die Programmierung des 

regionalen ELER-Mitteleinsatzes muss weiterhin den Ländern überlassen blei-

ben, um ihre spezifischen Erfordernisse umsetzen zu können.

30. Der Bundesrat lehnt unnötige Bürokratie ab. Sie führt zu Belastungen von Ver-

waltungen, geht zu Lasten anspruchsvoller Umweltmaßnahmen und mindert de-

ren Akzeptanz bei Landwirtinnen und Landwirten, die für einen kooperativen 

Ansatz unverzichtbar ist. Für die künftige Förderperiode ist deshalb eine grund-

legende Überarbeitung aller Regelungen nötig; für die 2. Säule liegen unter an-

derem mit dem ELER-RESET Vorschläge vor.  

31. Zugleich sind die Strategischen Pläne und die neuen Wirkungsindikatoren zent-

rale Bausteine des neuen, zielorientierten GAP-Modells und werden von der 

Kommission als Voraussetzung für eine stärkere Flexibilität für die Mitglied-

staaten gesehen. Ermächtigungen für nachträgliche Änderungen oder gar rück-

wirkende Festlegungen laufen der Planungssicherheit für Verwaltungen und 

Landbewirtschaftern entgegen.

32. Der Bundesrat begrüßt, dass die Kommission die konsequente Umsetzung des 

„Single Audit“-Ansatzes vorschlägt, bei dem auf der Grundlage der Arbeit der 

bescheinigenden Stellen die Zuverlässigkeit festgestellt wird. Dies darf aller-

dings nicht dazu führen, dass die Anforderungen an die nationalen Prüfsysteme 

seitens der EU unverhältnismäßig erhöht werden. 

Vereinfachung

33. Der Bundesrat begrüßt, dass auch im Vorschlag zur Finanzierung, Verwaltung 

und Überwachung der GAP eine Reduzierung des Verwaltungsaufwandes so-

wie eine verstärkte Subsidiarität angestrebt wird. Er bittet die Bundesregierung,

sich für ein wirksames, effizientes und verwaltungstechnisch schlankes 
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Verwaltungs- und Kontrollsystem einzusetzen, damit die erhoffte Verwaltungs-

vereinfachung auch erreicht werden kann. 

34. Der Bundesrat sieht es als problematisch an, dass nur die Mitgliedstaaten die 

Vereinfachung und die Leistungsfähigkeit der GAP-Unterstützung gewährleis-

ten sollen. Aufgrund der Vorgaben seitens der EU können die Mitgliedstaaten 

hier nur in einem gegebenen Rahmen agieren. Er fordert daher, dass auch die 

EU bei der Festlegung der Rahmenbedingungen für die Finanzierung, Verwal-

tung und Kontrolle die Erreichung dieser Ziele gewährleistet.

35. Den von der Kommission beschrittenen Weg zu mehr Vereinfachung und Sub-

sidiarität sieht der Bundesrat im Hinblick auf die Zielsetzung positiv. Insbeson-

dere wird das neue Umsetzungsmodell, weg von einer rein an der Einhaltung 

der Vorschriften orientierten hin zu einer ergebnisorientierten Umsetzung der 

GAP, grundsätzlich begrüßt. Allerdings wird bezweifelt, dass die vorgesehenen 

Maßnahmen genügen, um eine durchgreifende Vereinfachung für Begünstigte 

und Verwaltung herbeizuführen. Dies liegt unter anderem an neuen Elementen, 

wie zum Beispiel der Verwendung mehrerer Indikatoren oder der jährlichen 

Überprüfung der Leistung, die großen zusätzlichen Aufwand mit sich bringen 

werden. Außerdem muss die Systemumstellung hin zu mehr Subsidiarität kon-

sequent umgesetzt werden. Der Bundesrat regt mit Nachdruck an, dass sich die 

Kommission darauf beschränken sollte, klare Leitlinien für einen gemeinsamen 

europäischen Rahmen zu setzen. Die konkrete Ausgestaltung der Fördersysteme 

sollte bei klarer Orientierung an den spezifischen Zielen den Mitgliedstaaten 

überlassen werden. Der Bundesrat ermutigt insofern die Kommission dazu, den 

Einsatz für mehr Vereinfachung und Subsidiarität als Schlüsselelemente der 

GAP unter Wahrung der Effizienz weiter zu betreiben.

36. Der Bundesrat fordert zur Verwirklichung der angestrebten Vereinfachung eine 

konsequente Systemumstellung: 

– Im Rahmen der auf EU-Ebene festzulegenden Leitplanken fordert der Bun-

desrat eine maximale Flexibilität für die Mitgliedstaaten, bei der Ausgestal-

tung sowohl der Maßnahmen als auch der Verwaltungs-, Kontroll- und 

Sanktionssysteme. 

– Landwirtinnen und Landwirte sowie die Verwaltungen der Mitgliedstaaten 

benötigen zudem Rechts- und Planungssicherheit. Wesentliche Elemente 

müssen abschließend im Basisrecht geregelt werden. Die Kommission wird 

aufgefordert, das Subsidiaritätsprinzip vollumfänglich umzusetzen und de-

legierte Rechtsakte auf das unbedingt erforderliche Maß zu beschränken. 
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– Bei vorhandenen fachrechtlichen Kontrollsystemen, wie insbesondere bei 

der Tierkennzeichnung und -registrierung sowie bei Tierseuchen, sollen 

diese, wo auch immer sie unverhältnismäßig sind, aus der Konditionalität 

herausgenommen beziehungsweise nicht aufgenommen werden. 

– Die für den Erfolg der Umsetzung der neuen GAP erforderlichen Vorgaben 

durch die EU an die Mitgliedstaaten müssen eindeutig und klar sein. Die 

Anforderungen an die bescheinigende Stelle und die Kontrollen sind auf ein 

sinnvolles Maß zu reduzieren. Hierzu dient auch die Einführung von Prü-

fungs- und (monetären) Bagatellgrenzen. 

– Für die künftige Förderperiode ist eine grundlegende Überarbeitung der 

ELER-Regelungen nötig. Dafür hat Deutschland mit dem Eckpunktepapier 

vom 31. März 2017 wichtige Impulse in die europäische Diskussion einge-

bracht.

– Alle Maßnahmen der Mitgliedstaaten, die der Erreichung der GAP-Ziele 

dienen, aber durch rein nationale Mittel finanziert werden, sollen in die 

Strategiepläne aufgenommen werden können. Die Maßnahmen sollen, ana-

log zu den durch EU-Mittel finanzierten oder kofinanzierten agrarbezoge-

nen Interventionen, beschrieben und im Verfahren der GAP-Strategiepläne-

verordnung durch die Kommission genehmigt werden können. 

– Der Vorschlag zur Einführung des zur Umsetzung verpflichteten „echten 

Betriebsinhabers“ anstelle des bisherigen „aktiven Landwirts“ wird sehr 

kritisch gesehen. Die Umsetzung der obligatorischen Prüfpflicht ist mit ei-

nem hohen bürokratischen Aufwand verbunden und überdies für Regionen 

mit vielen Nebenerwerbsbetrieben mit außerlandwirtschaftlichem Haupt-

einkommen im Hinblick auf deren künftige Förderfähigkeit gefährlich. Der 

Bundesrat fordert daher eine fakultative Anwendungsmöglichkeit der Rege-

lungen zum „echten Betriebsinhaber“.

37. Der Bundesrat sieht die Erreichung der Umwelt-, Klima- und Naturschutzziele 

der GAP durch die vorgesehene Einschränkung, viele Zahlungen nur an soge-

nannte echte Betriebsinhaber zu gewähren, als gefährdet an. Mit dieser Ein-

schränkung würden in der neuen Förderperiode viele für den Umwelt-, Klima-

und Naturschutzbereich bisher wichtige Antragstellende wie Nebener-

werbslandwirtinnen und -landwirte, Umwelt- und Naturschutzverbände sowie 

Kommunen von den entsprechenden GAP-Zahlungen der 1. beziehungsweise 

2. Säule ausgeschlossen. Der Bundesrat sieht daher die dringende Notwendig-

keit, den vorgesehenen Empfängerkreis entsprechend zu erweitern oder zumin-

dest die Einschränkung für die Mitgliedstaaten fakultativ zu gestalten.
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Marktordnung und Risikomanagement

38. Der Bundesrat tritt für eine EU-weite Rückführung der gekoppelten Stützung, 

insbesondere beim Ackerbau, ein. 

Zunehmend werden aufgrund von Wetterextremen und Marktvolatilitäten Risi-

komanagementsysteme erforderlich werden. Ob Mitgliedstaaten Unterstützun-

gen von beispielweise Mehrgefahrenversicherungen im Rahmen des Strategie-

plans anbieten, sollte allerdings fakultativ bleiben. 

Aufgrund des Klimawandels und der damit verbundenen Wetterextreme sollten 

Wege und Maßnahmen aufgezeigt werden, wie die eigenständige Risikovorsor-

ge der landwirtschaftlichen Unternehmen unterstützt werden kann. 

Die Regelungen der Gemeinsamen Marktorganisation (GMO) (Wein, Hopfen, 

Obst und Gemüse, Bienenzucht) haben sich in ihrer jetzigen Struktur grundsätz-

lich bewährt. Damit die Überführung der sektoralen Interventionen in die GAP-

Strategiepläneverordnung gelingen kann, ist es allerdings notwendig, dass für 

die bereits laufenden mehrjährigen Operationellen Programme dieser Sektoren 

Übergangsfristen eingeplant und deutliche Vereinfachungen erreicht werden. 

Die Besonderheiten der oben genannten Sektoren müssen bei der Überführung 

in die Strategiepläneverordnung erhalten bleiben. 

Strategieplanung

39. Bei der Ausgestaltung eines nationalen GAP-Strategieplans muss der föderalen 

Struktur Deutschlands Rechnung getragen werden. 

Der Bundesrat sieht es daher kritisch, dass im Rahmen der nationalen Strategie-

pläne die Einbindung der Länder, denen die Umsetzung der 2. Säule der GAP 

obliegt, nicht geklärt ist. Gleichzeitig sind die Vorgaben der EU zu den Strate-

gieplänen sehr eng gefasst, so dass der versprochene Freiraum derzeit nicht er-

kennbar wird. Es muss sichergestellt werden, dass bei Erstellung der GAP-

Strategiepläne die verfassungsmäßigen Rechte der Länder gewahrt bleiben. Der 

Bundesrat bekräftigt insofern seine Forderung an die Kommission, die regiona-

len Gestaltungsspielräume innerhalb der neuen Umsetzungsstrukturen aufrecht-

zuerhalten (BR-Drucksache 166/18 (Beschluss)). 
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Er begrüßt, dass die Umweltverwaltungen nach dem Kommissionsvorschlag bei 

der Umsetzung der GAP zu umweltrelevanten Aspekten beteiligt werden sollen. 

Der Bundesrat hält eine qualifizierte Mitwirkung und Beteiligung der Umwelt-

und Naturschutzverwaltungen an der Erstellung des GAP-Strategieplans für un-

abdingbar. Er bittet daher die Bundesregierung, die Länder in allen Schritten 

der Vorbereitung und Erstellung des nationalen Strategieplans in angemessener 

Weise zu beteiligen und eine Arbeitsstruktur einzurichten, die eine qualifizierte 

und effiziente Zusammenarbeit auch mit den Umweltressorts der Länder sicher-

stellt.

40. Gleichzeitig erfordern die Ziele der durchgreifenden Vereinfachung und der 

Konzentration auf wesentliche Inhalte bei der Gestaltung des nationalen GAP-

Strategieplans besondere Aufmerksamkeit. 

Für die Direktzahlungen ist die Fortführung einer bundeseinheitlichen Umset-

zung sicherzustellen. Die 2. Säule und die sektorbezogenen Interventionen der 

1. Säule müssen so programmiert werden können, dass die Länder die Ausge-

staltung und die Umsetzung dieser Fördermaßnahmen nach ihren regionalen 

Prioritäten eigenverantwortlich wahrnehmen können. 

41. Der Bundesrat begrüßt das Ziel der Kommission, den Umwelt- und Klimabei-

trag der GAP zu erhöhen und sieht es als erforderlich an, dies bei der Genehmi-

gung der GAP-Strategiepläne auch darzulegen. 

42. Er unterstützt, dass die zu programmierenden Interventionen der beiden Säulen 

der GAP aus der Ermittlung und Priorisierung der Bedürfnisse für jedes in der 

Strategieplanverordnung aufgeführte spezifische Ziel abzuleiten sind, und un-

terstreicht, dass die umwelt-, natur-, tier- und klimaschutzbezogenen Bedürfnis-

se sachgerecht ermittelt und angemessen bei der Programmierung der entspre-

chenden Interventionen berücksichtigt werden müssen.

Zum System der Konditionalität

43. Der Bundesrat erkennt an, dass die Kommission mit dem Instrument der Kondi-

tionalität den Umwelt- und Klimaschutz stärken will. Die Konditionalität muss 

so ausgestaltet werden, dass die EU-Umweltziele in der gesamten EU deutlich 

besser als bisher erreicht werden können. Er erachtet es daher nicht als zielfüh-

rend, dass die Ausgestaltung der Konditionalität an die Mitgliedstaaten delegiert 

wird.
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44. Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich den Vorschlag, dass fortführend auf dem 

bisherigen System der Auflagenbindung („Cross Compliance“) in dem von der 

Kommission vorgeschlagenen System der Konditionalität für die GAP nach 

dem Jahr 2020 der Erhalt der vollen GAP-Unterstützung daran geknüpft ist, 

dass die Begünstigten grundlegende Normen in Bezug auf Umwelt, Klimawan-

del, öffentliche Gesundheit, Tiergesundheit, Pflanzengesundheit und Tierschutz 

einhalten. 

45. Er sieht es als erforderlich an, dass die Konditionalität europaweit einheitliche 

ambitionierte Mindeststandards im Bereich des Natur- und Umweltschutzes 

formuliert und die Umweltziele EU-weit konkret benannt und mit aussagekräf-

tigen, EU-weiten Indikatoren versehen werden. Dabei ist auf eine Kohärenz mit 

den entsprechenden Richtlinien im Umweltbereich zu achten. Ohne diese an-

spruchsvollen Leitplanken auf europäischer Ebene befürchtet der Bundesrat 

Wettbewerbsnachteile für Länder mit hohen gesellschaftlichen Erwartungen an 

den Klima-, Umwelt- und Naturschutz beziehungsweise ist ein Wettbewerb um 

die niedrigsten Umweltstandards zu befürchten. 

46. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass in das neue System der Konditionalität 

nur solche Normen aufgenommen oder nur solche beibehalten werden sollten, 

die in Bezug auf die Umwelt, den Klimawandel, die öffentliche Gesundheit, die 

Tiergesundheit, die Pflanzengesundheit und den Tierschutz einen Mehrwert 

darstellen. Ferner sollte das neue System der Konditionalität, insbesondere hin-

sichtlich der Überwachung, zu einer deutlichen Reduzierung der Bürokratie, 

Vereinfachung des Systems und Gleichbehandlung der Begünstigten führen. 

Dieses Ziel wird nach Auffassung des Bundesrates in den Verordnungsvor-

schlägen nicht ausreichend erreicht.

47. Der Bundesrat lehnt des Weiteren die Aufnahme von Tierseuchen, insbesondere 

Maul- und Klauenseuche, Blauzungenkrankheit und vesikuläre Schweinekrank-

heit, als zu prüfenden Rechtsakt in den Rahmen der neuen Konditionalität ab, 

da diese bereits durch das Fachrecht abschließend geregelt und reglementiert 

werden. 

Ein festgestellter Verstoß im Bereich Tierseuchen ist in Deutschland als Ord-

nungswidrigkeit bußgeldbewehrt und würde somit zu einer Doppelsanktionie-

rung führen. Dies ist nicht sachgerecht und führt zu einer unverhältnismäßigen 

Belastung der Tierhalter. 
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Zur Sanktionierung von Verstößen

48. Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich, dass bei Kontrollen festgestellte Verstöße 

unter bestimmten Voraussetzungen – beispielsweise geringe Schwere, begrenz-

tes Ausmaß oder keine Gefährdung der Gesundheit – als geringfügig bewertet 

werden können, sodass diese nicht mit einer Kürzung oder einem Ausschluss 

aus der GAP-Unterstützung geahndet werden müssen. 

Nach dem Verordnungsvorschlag der Kommission über die Finanzierung, Ver-

waltung und Überwachung der Gemeinsamen Agrarpolitik (BR-Drucksache 

247/18, Artikel 86 Absatz 2 Unterabsatz 2) sollen allerdings bei der Bewertung 

eines Verstoßes als geringfügig die Voraussetzungen der Anwendung des bisher 

geltenden Frühwarnsystems grundsätzlich beibehalten werden. Das Frühwarn-

system kann demnach nur auf geringfügige Verstöße Anwendung finden, die 

erstmals auftreten. 

Die Fortführung der aktuell geltenden, auch nachträglichen Sanktionierung bei 

wiederholt festgestellten geringfügigen Verstößen wird vom Bundesrat als un-

verhältnismäßig angesehen, da geringfügige Verstöße in der Regel auch wie-

derholt aus Versehen geschehen. Dies zeigen Erfahrungen mit den durchgeführ-

ten "Cross-Compliance"-Kontrollen. 

Der Bundesrat vertritt die Auffassung, dass es im Rahmen der GAP-Reform 

sachgerecht ist, ein Bagatellsystem als praktikable Fortführung für das beste-

hende Frühwarnsystem einzuführen, bei dem auch wiederholt auftretende ge-

ringfügige Verstöße als Bagatelle bewertet werden können, die zu keiner Kür-

zung der GAP-Unterstützung führen. Ein Bagatellsystem stellt somit eine er-

hebliche Verbesserung für die Verwaltung und für die Begünstigten dar und be-

rücksichtigt die Verhältnismäßigkeit.

Kontrollen

49. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung sich dafür einzusetzen, dass ausrei-

chende Bagatellregelungen sowohl bei den Finanzabwicklungen als auch bei 

den Flächenidentifizierungen geschaffen werden.  

50. Er hat Zweifel, ob der von der Kommission angekündigte Rückzug aus den di-

rekten Betriebskontrollen auch erfolgen soll. Er bevorzugt ein System der 

„Kontrolle der Verwaltungssysteme“. Wenn das Verwaltungs- und Kontrollsys-

tem seitens der EU anerkannt ist, sollten Mehrfachkontrollen zukünftig ausge-

schlossen werden.
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51. Der Bundesrat bedauert, dass die Ankündigung der Kommission, sich auf die 

Prüfung der Ergebnisse zu beschränken, sich so im Verordnungsvorschlag zur 

Finanzierung, Verwaltung und Kontrolle der GAP nicht wiederfindet. Er sieht 

im Gegenteil wieder sehr umfangreiche Berichtspflichten, teils in sehr engen In-

tervallen. Die Berichte sollten nur für tatsächlich zwingend erforderliche Tatbe-

stände erstellt werden müssen. 

Delegierte Rechtsakte und Durchführungsbefugnisse

52. Der Bundesrat sieht mit Sorge, dass der Kommission wieder umfangreiche Be-

fugnisse für Rechtsakte und Durchführungsbefugnisse übertragen werden sol-

len. Diese Rechtsakte und Durchführungsbestimmungen haben in der aktuellen 

Förderperiode zu einem immensen Verwaltungsaufwand geführt. Der Bundesrat 

bittet die Bundesregierung, sich dafür einzusetzen, dass möglichst alle relevan-

ten Regelungen im Basisrecht geregelt werden, um frühzeitig Klarheit über die 

Ausführung des Rechts zu haben. Detailregelungen wie beispielsweise die Iden-

tifizierung von landwirtschaftlichen Parzellen sind im Rahmen der verstärkten 

Subsidiarität den Mitgliedstaaten zu überlassen. Rechtsakte der Kommission 

sind auf das erforderliche Maß zu beschränken. 

53. Die von der Kommission vorbehaltene Möglichkeit, viele delegierte Rechtsakte 

erlassen zu können, muss auf ein Mindestmaß beschränkt werden und darf nur 

dann Anwendung finden, wenn damit keine wesentlichen Konsequenzen für die 

Mitgliedstaaten verbunden sind oder die Mitwirkungsmöglichkeiten der Mit-

gliedstaaten auf andere Weise gesichert werden können.

Weitere Aspekte

54. Der Bundesrat sieht es als erforderlich an, dass die Ziele der GAP, insbesondere 

im Bereich Umwelt-, Klima-, Tier- und Naturschutz, auch in der EU-Handels-

politik Berücksichtigung finden. Hierdurch muss sichergestellt werden, dass 

Produktionen nicht auf Standorte mit einem geringeren Schutzniveau verlagert 

werden können.

Zur BR-Drucksache 248/18

Zum Begriff Alkoholgehalt

55. In Artikel 1 Nummer 32 des Verordnungsvorschlags muss es in Anhang VII 

Teil II in den neu angefügten Nummern 18 Buchstabe c und 19 Buchstabe c
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entsprechend Artikel 119 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EU) 

Nr. 1308/2013 jeweils „vorhandenen Alkoholgehalt“ statt „Gesamtalkoholge-

halt“ heißen, da bei der Entalkoholisierung der Ethanolgehalt (vorhandene Al-

koholgehalt) reduziert wird. Der Gesamtalkoholgehalt beinhaltet zusätzlich 

noch den potenziellen Alkoholgehalt (noch nicht umgesetzter Zucker), der hier 

nicht gemessen wird. 

Ferner müssen in Artikel 1 Nummer 32 in Anhang VII Teil II in der neu ange-

fügten Nummer 19 Buchstabe c am Ende in dem Text „um mehr als 20 Prozent 

vol reduziert“ die Buchstaben „vol“ gestrichen werden. Es handelt sich um eine 

anteilsmäßige Reduzierung, vergleiche Anhang I A Anlage 10 Nummer 4 der 

Verordnung (EG) Nr. 606/2009.

Zur Fehlerprüfung von Schutzanträgen

56. Artikel 1 Nummer 12 des Verordnungsvorschlags sieht für Artikel 97 Absatz 2 

Unterabsatz 1 vor, dass die Kommission Schutzanträge nur noch auf „offen-

sichtliche Fehler“ hin prüft. Insoweit könnte ein Widerspruch zu dem derzeit in 

der Diskussion befindlichen Entwurf für eine „Neue Delegierte Verordnung für 

die Verordnung (EG) Nr. 607/2009 der Kommission vom 14. Juli 2009 mit 

Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 479/2008 des Rates 

hinsichtlich der geschützten Ursprungsbezeichnungen und geografischen Anga-

ben, der traditionellen Begriffe sowie der Kennzeichnung und Aufmachung be-

stimmter Weinbauerzeugnisse“ bezüglich Anträgen zum Schutz von geschütz-

ten Ursprungsbezeichnungen, geschützten geografischen Angaben und traditio-

nellen Begriffen für den Weinsektor entstehen. Nach dem Entwurf der Dele-

gierten Verordnung soll bei Änderungsanträgen für Produktspezifikationen zu-

künftig zwischen Standardänderungen und Änderungen mit europaweiten Aus-

wirkungen differenziert werden. Nur im letzteren Fall besteht eine Prüfbefugnis 

der Kommission. Insoweit erscheinen diese Regelungen widersprüchlich. Es 

wird um Klarstellung gebeten. 

Artikel 1 Nummer 12 des Verordnungsvorschlags sieht in Artikel 97 Absatz 2 

Unterabsatz 2 Satz 1 vor, dass die Kommission für die Prüfung von Schutzan-

trägen höchstens sechs Monate Zeit haben soll. Diese Befristung wird ausdrück-

lich begrüßt. Soweit diese Frist nach Unterabsatz 2 Satz 2 durch ein einfaches 

Unterrichtungsschreiben an die Antragsteller ausgehebelt werden kann, konter-

kariert dies die Regelung in Satz 1. Der Bundesrat bittet deshalb die Bundesre-

gierung, sich dafür einzusetzen, den Wortlaut von Unterabsatz 2 Satz 2 zu strei-

chen und durch eine Genehmigungsfiktion zu ersetzen.
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Dies gilt sinngemäß auch für die in Artikel 2 Nummer 11 des Verordnungsvor-

schlags enthaltene Neufassung des Artikels 50 der Verordnung (EU) 

Nr. 1151/2012.

Zum Weinbereich

57. Der Bundesrat anerkennt die Bemühungen der Kommission zur Anpassung der 

GAP an die wirtschaftlichen, ökologischen und gesellschaftlichen Entwicklun-

gen. Einige inhaltliche Änderungen im Weinbereich erachtet er jedoch als zu 

weitgehend.

58. Der Bundesrat unterstützt die Bemühungen der Kommission, den Anbau und 

die Vermarktung von Rebsorten mit hohen Krankheitsresistenzen zu fördern. 

Eine generelle Zulassung aller Reben der Gattung Vitis Lambrusca für die 

Weinbereitung wird jedoch als zu weitreichend angesehen. Das bisher geltende 

Verbot bestimmter Rebsorten wie zum Beispiel Noah oder Othello (Vitis lam-

brusca Direktträger) wurde unter anderem auch mit qualitativen Aspekten be-

gründet. Insbesondere die Geschmacksausprägung eines für europäische Wein-

sorten atypischen Foxtones wurde in der Vergangenheit als qualitätsmindernd 

beurteilt. 

Er bittet daher die Bundesregierung, sich in den Beratungen auf EU-Ebene da-

für einzusetzen, dass die Zulassung von Rebsorten zur Weinbereitung wie bis-

her auf Kreuzungen der Art Vitis vinifera mit anderen Arten der Gattung Vitis 

beschränkt bleibt.

59. Des Weiteren bittet der Bundesrat die Bundesregierung, in den Beratungen auf 

EU-Ebene auf folgende grundsätzliche Änderung hinzuwirken: Die im vorlie-

genden Vorschlag vorgesehene Aufnahme der entalkoholisierten und teilental-

koholisierten Weine als eigene Kategorien von Weinbauerzeugnissen im Sinne 

des Anhangs VII Teil II der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 vom 

17. Dezember 2013 über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirt-

schaftliche Erzeugnisse mit den damit verbundenen bezeichnungsrechtlichen 

und produktregelnden Konsequenzen (zum Beispiel geschützte geografische 

Begriffe, Verschnittregelungen), sollte abgewendet werden. Der Alkoholentzug 

bei Weinen erfolgt mit aufwändigen thermischen Verfahren oder Membranpro-

zessen, bei denen gegebenenfalls auch Aromen, die während dieser Herstel-

lungsprozesse entzogen werden, dem Produkt wieder zugeführt werden. Für so 

hergestellte weiterverarbeitete Produkte sollte eine klare Abgrenzung zum 

Weinbegriff erhalten bleiben. Darüber hinaus sollte berücksichtigt werden, dass
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in den Gremien der Internationalen Organisation für Rebe und Wein sowie in 

der internationalen fachlichen Diskussion eine Einordnung dieser teilentalkoho-

lisierten Weine zu der Kategorie Wein noch strittig geführt wird.

Zu den Vorlagen insgesamt

60. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission.
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